
Bericht des Vorstands
Hauptversammlung gemäß
Satz 4, Abs. 4 Satz 2
Ermächtigung zum Erwerb

zu Tagesordnungspunkt 6 der
SS 71 Abs. I Nr.8 Satz 5, {86 Abs.3
Aktc (Beschlussfassung über die
und zur Verwendung eigener Aktien)

Die Gesellschaft hat auf Grund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 1 1. Juni 2003
gemäß $ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG im Rahmen eines an alle Beiersdorf-Aktionäre gerichteten
öffentlichen Erwerbsangebots eigene Aktien im Umfang von rund g,99o/o ihres Gründkapitals
erworben. Auf Grund der Ermächtigungen der Hauptversammlung vom 3. Juni 2004, 18. Mai
2005, 17. Mai 2006, 26. April 2007,30. April 20OB und 30. April 2OOg wurden keine eigenen
Aktien erworben. Durch die nun erneut vorgeschlagene Erneuerung der Ermächtigungiunter
Tagesordnungspunkt 6 soll die Gesellschaft - wie dies bei nahLzu allen madge6lichen
börsennotierten Unternehmen Standard ist - auch weiterhin in die Lage versetä werden,
eigene Aktien zu erwerben, falls sie in Zukunft ihren Bestand an eigenen Aktien reduzieren
sollte. Dabei soll die Ermächtigung für die gesetzlich zugelassene, neue Höchstdauer von
fünf Jahren erteilt werden. Durch eine mehrjährige Ermächtigungsdauer wird künftig nicht nur
vermieden, dass die Ermächtigung zwischen zwei Hauptversammlungen ausläuft und daher
vorzeitig verlängert werden muss, sondern hierdurch wird dem Värstand vor allem ein
sinnvolles zusätzliches Maß an Flexibilität beim Einsatz des Instruments des Aktienrückkaufs
für unterschiedliche im Unternehmensinteresse liegende Zwecke eröffnet. Auch in anderen
vergleichbaren Zusammenhängen, wie etwa beim genehmigten Kapital (S 202 Abs. 1 AktG)
oder bei der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen (S 221'Abs. ) AktG), sieht das
Aktiengesetz Ermächtigungen mit einer Geltungsdauer von bislu fünf Jahren vor.

Gemäß $ 71 Abs. 2 Satz 1 AktG dürfen auf die im Rahmen dieser Ermächtigung erworbenen
Aktien zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, welche diese beräts enrorben hat
und noch besitzt oder die ihr gemäß $$ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, nicht mehr als zehn
vom Hundert des Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Gesellschaft ist nach dem
Beschlussvorschlag auch berechtigt, die auf Grund dieser oder einer vorhergehenden
Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien ganz oder teilweise unter Ausschluss des
Bezugsrechts der Aktionäre zu veräußern oder zu begeben.

Auf Grund gesetzlicher. Bestimmungen können die von der Beiersdorf Aktiengesellschaft
erworbenen eigenen Aktien über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot an alle
Aktionäre wieder veräußert werden. Mit diesen Möglichkeiten des Verkaufs wird bei der
Wiederausgabe der Aktien das Recht der Aktionäre aüf Gleichbehandlung gewahrt.

Der Beschlussvorschlag sieht vor, dass der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine
Veräußerung der auf Grund der vorgeschlagenen oder einer vorhergehenden Ermächtigung
der Hauptversammlung erworbenen eigenÄn Aktien auch in anderer Weise als über die
Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre vornehmen kann, wenn die eigenen Aktien
qegen Barleistung zu einem Preis veräußert werden, dessen betragsmäßiger Wert denBörsenpreis von Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft -zum 

Zeitpunkt derVeräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung, die einem Bezugs-
rechtsausschluss gleichkommt, wird von der in s 71 Abs. 1 Nr. g satz 5 AktG inentsprechender Anwendung des $ 186 Abs. 3 Satz + nrtC zugelassen"n uogti"nkeit zumerleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. lm Interesse der Gesellschaft solldamit insbesondere 9i" Möglichkeit geschaffen werden, institutionellen oder anderen
Investoren Aktien der Gesellschaft anzubieten und/oder den Aktionärskreis der Gesellschaft
zu enreitern. Die Gesellschaft soll dadurch auch in die Lage versetzt werden, auf günstige
Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu können. Den Interessen der Aktionärewird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu einem preis veräußert werdendürfen, der den Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerungnicht wesentlich unterschreitet. Mit der Festlegung eines Durchschnittskurses für denmaßgeblichen Börsenpreis soll gewährleistet weräen]Oars die Interessen der Aktionäre der



Gesellschaft nicht durch zufällige Kursbildungen beeinträchtigt werden. Diese Ermächtigung
zur Veräußerung eigener Aktien gegen eine Barleistung beschränkt sich unter Einbeziehung
von Aktien, für die das Bezugsrecht der Aktionäre in Anwendung des $ 186 Abs.3 Satza
AktG bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals und/oder beiAusnutzun! der Ermächtigung
zur Ausgabe von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ausgeJchlossen wird, auf
insgesamt höchstens zehn von Hundert des im Zeitpunkt deJ Wirksamwerdens bzw. - falls
dieser Betrag niedriger ist des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung
vorhandenen Grundkapitals der Gesellschaft. Durch die Anrechnungen wird sichergejtetti
dass erworbene eigene Aktien nicht unter vereinfachtem Ausschluss des Bezugirechts
entsprechend $ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, wenn dieses dazu führeÄ würde.
dass insgesamt für mehr als zehn vom Hundert des Grundkapitals Bezugsrechte der
Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von S 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
ausgeschlossen werden. Diese Beschränkung liegt im Interesie der Aktionäre, die ihre
Beteiligungsquote möglichst aufrecht erhalten wollen und denen auf diese Weise
grundsätzlich die Möglichkeit erhalten bleibt, ihre Beteiligungsquote an der Gesellschaft
durch Kauf von Beiersdorf-Aktien über die Börse aufrecht zu erhalt,en.

Der Vorstand soll weiterhin ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die auf
G.rund der vorgeschlagenen oder einer vorhergehenden Ermäcniigung erworbenen eigenen
fktien als Gegen- oder Teilgegenleistung für den erwerb voi Unternehmen oder
Beteiligungen an anderen Unternehmen (einschließlich der Erhöhung von Beteiligungen)
oder Unternehmensteilen oder im Rahmen von UnternehmenszusaÄmenschlüssän, ?.n.
gegen Sachleistung, zu begeben. Der internationale Wettbewerb verlangt zunehmend diese
Form der Akquisitionsfinanzierung. Vor die^sem Hintergrund ist es fUr die-weitere Entwicklung
und Verstärkung der Marktstellung der Gesellschaft von unverändert großer Bedeutungldass sie die Möglichkeit erhält, im Rahmen ihrer Beteiligungsst-rategie geeigneiä
Beteiligungen nicht nur im.Wege einer Barkaufpreiszahlung, sondern auch im wägeLiner
Sachgegenleistung durch Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können. Der
Gesellschaft steht dezeit auch das genehmigte Kapital lll gemäß $ 5 Abs. 4 der satzung für
den Erwerb von Unternehmen oder von Betäiligungen an Unternehmen zur Verftrgung.-Die
vorgeschlagene Ermächtigung zur Venruendung eigener Aktien stellt insoweit eineErgiinlung zum genehmigten Kapital lll der Satzirng äar, welches zwar am 1T.Mai 2010ausläuft, jedoch nach Maßgabe des unter Tagesordnungspunkt 9 enthaltenen
Beschlussvorschlages von Vorstand und Aufsichtsrat iur weitere fünf Jahre durch die
Hauptversammlung erneuert werden soll. Diese Ermächtigung soll der Gesellschaft den
notwendigen Handlungsspielraum geben, sich bietenOe n[quüitionsgelegenheiten schnell
und flexibel auch ohne Kapitalerhöhung nutzen zu können. Da eine so-lchiVerwendung dererworbenen eigenen Aktien zudem meist kuzfristig im Wettbewerb mit anderen
Erwerbsinteressenten und unter Wahrung der geboteneä V"rtr"ulichkeit erfolgen muss, istdie Ermächtigung zur Veräußerung der ärwordenen eigenen Aktien in anderer weise alsüber die Börse oder. .durch Angebot an alle Aktio-nare erforderlich. Dem trägt dervorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Der Vorstand wird iewäits imEinzelfa.ll sorgfältig prüfen, ob er von äieser Ermächtigung Gebrauch macht, sobald sichMÖglichkeiten zum Enruerb einer Beteiligung konkretisiären. Er wird das Bezugsrecht derAktionäre insoweit nur dann ausschließe-n, wenn sich der Erwerb im Rahmen derBeteiligungsstrategie der Gesellschaft hält und wenn der Erwerb gegen Hinjabe von Aktiender Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der Gesellscnai liägt. geider Fesfleguntder Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäreangemessen gewahrt werden und demzufolge von der Ermächtigung nur insoweit Gebrauchgemacht wird, als der Wert der zu enrueibenden Beteiligung in einem angemessenenVerhältnis zum Wert der hinzugebenden Beiersdorf-Aktien steht. Der Aufsichtsrat wird seineerforderliche Zustimmung zur Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien in anderer weiseals über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre nur erteilen, wenn dieseVoraussetzungen erfüllt sind.



Ferner sieht die Ermächtigung vor, dass die auf Grund der vorgeschlagenen oder einervorhergehenden Ermächtigung eruorbenen eigenen Aktien mit Zu-stimffi; des Aufsichts-rats unter Ausschluss des Bezugsrechts där Aktionäre genutzt werden können, umWandlungs- und/oder OptionsrechtJ bzw. Wandlungspfticfrten aus den von der Gesellschaftoder ihren unmittelbaren oder mittelbaren vänrrreitsoeteiligungsgÄseilscnaften aus-gegebenen wandel- bzw. optionsschuldverschreibung"n ., erfullen] ei rann zweckmäßigsein, anstelle der Nutzung.des_ bedingten Kapitals gänz oder teikeise eigene Aktien zurErfüllung der wandlungs- oder optionsiechte bzw. wändlungspflichten einzusetzen.

schließlich können die auf Grund 9gt vorgeschlagenen oder einer vorhergehendenErmächtigung erworbenen eigenen Aktien uoi der öeseltscnaft ohne erneuten Haupt-versammlungsbeschluss eingezogen werden.

Über die Ausnutzung. der Ermächtigung zum Erwerb bzw. zur Verwendung eigener Aktienwird der Vorstand in der nächsten Häupiversammrung berichten.

Hamburg, im Februar 2010
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